
Erklärung der Deutschen Gesellschaft
für die Vereinten Nationen zum Nahostkonflikt

Die Deutsche Gesellschaft hat angesichts der akuten Krise im
Nahen Osten, die zur Zeit sowohl den Sicherheitsrat wie die
Vollversammlung der Vereinten Nationen beschäftigt, fol-
gende Erklärung abgegeben:

Trotz der Enttäuschung, die die Menschen in Deutschland 
und in anderen Ländern über die begrenzten Möglichkeiten 
der Vereinten Nationen zur Friedenssicherung empfinden, be-
trachtet die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen 
die VN-Weltorganisation als das wichtigste Instrument, das 
gegeinet ist, die Spannungen in der Welt zu mindern und 
eine umfassende, dauerhafte und gerechte Friedensordnung 
herbeizuführen.
Leider ist festzustellen, daß kleine und große Mächte trotz 
ihrer moralischen, politischen und rechtlichen Verpflichtun-
gen, die sie durch ihre Bindung an die Charta der Vereinten 
Nationen übernommen haben, die Weltorganisation nicht 
immer als das Mittel betrachten, mit dessen Hilfe auftretende 
Gegensätze friedlich zu schlichten sind. Der Nahost-Konflikt 
beweist erneut, daß die Weltorganisation von sich aus nicht 
mehr für den Frieden tun kann, als ihr von ihren Mitgliedern 
zugestanden wird. Wenn die Vereinten Nationen sich jedoch 
nicht selbst aufgeben wollen, müssen ihre Mitgliedstaaten 
das Lebensrecht jeder Nation respektieren und sichern. In 
dem akuten Konflikt zwischen den arabischen Staaten und 
Israel kann ein dauerhafter Friede nur dann gesichert wer-
den, wenn ein gerechter Ausgleich der Lebensinteressen 
dieser Völker und Staaten erfolgt. Um die Wunden des 
Krieges zu heilen, sollte sich jede Nation verpflichtet fühlen, 
humanitäre und wirtschaftliche Hilfe, insbesondere über die 
Sonderorganisationen der UN, zum Wiederaufbau dieser 
Länder zu gewähren. 

Die Vereinten Nationen bleiben trotz aller Mängel für ab-
sehbare Zeit das einzige Forum, das allen Nationen die 
Möglichkeit gibt, ihre Probleme vor der Weltöffentlichkeit 
darzulegen und Bedrohungen des Weltfriedens durch kollek-
tive Einflußnahme abzuwenden. Damit gewinnen die Ver-
einten Nationen ihre besondere Bedeutung auch für eine ge-
rechte Friedensordnung in Mitteleuropa. 
Kein Bürger der Bundesrepublik sollte sich dem Bemühen 
entziehen, den Zielen, die sich die Weltorganisation gesetzt 
hat, zu dienen und für die Idee eines dauerhaften und ge-
rechten Friedens in der Welt zu werben. 

Bundesrepublik im Vollzugsrat der WHO

Die XX . Vollversammlung der Gesundheitsorganisation der
UN (WHO) wählte Anfang Mai dieses Jahres die Bundes-
republik Deutschland mit 102 von 110 Stimmen in den Vol l -
zugsrat. Die WHO ist eine Sonderorganisation der Vereinten
Nationen, in der die Bundesrepublik seit dem 29. Mai 1951
Vollmitglied ist. Der Vollzugsrat hat die Aufgabe, das Arbeits-
programm und den Haushalt der WHO vorzubereiten; er
beeinflußt maßgeblich die Politik der Weltgesundheitsorga-
nisation. Dem Rat gehören 24 jeweils für die Dauer von
drei Jahren gewählte Mitgliedstaaten an. Als Vertreter der
Bundesrepublik Deutschland wurde Staatssekretär Professor
Dr. Ludwig von Manger-Koenig benannt.

Neuer deutscher Zypernbeitrag

Zu den Kosten der Friedensaktion der Vereinten Nationen
auf Zypern wi rd die Bundesregierung abermals beitragen.
Der amtierende Beobachter der Bundesrepublik Deutschland
bei der UNO hat dem Generalsekretär der Vereinten Nationen
in einem Schreiben vom 17. Mai 1967 den neuen Beitrag an-
gekündigt. Die Bundesregierung wird für den Zeitraum vom
27. Dezember 1966 bis 26. Juni 1967 unter Bezugnahme auf
die Entschließung des Sicherheitsrats 231 (1966) vom 15. De-
zember 1966 (vgl. VN Heft 1/67 S. 32) 2 Millionen DM zur
Verfügung stellen. Damit erreicht der bisherige Gesamtbeitrag

Deutschlands zu den Aufenthaltskosten der Friedenstruppen
der Vereinten Nationen auf Zypern eine Höhe von 24 M i l -
lionen DM.

Der Vizepräsident der IDA in Bonn - Gespräche über
zweite Kapitalaufstockung

Im Bundesministerium für Wirtschaft fand am 22. Mai 1967
ein Gespräch zwischen Vertretern der zuständigen Ressorts
und einer unter Leitung von Vizepräsident J. Burke Knapp
stehenden Delegation der Internationalen Entwicklungsorga-
nisation (IDA), einer Sonderorganisation der Vereinten Na-
tionen, statt.
Die Gespräche dienten einem Gedankenaustausch über Höhe
und Modalitäten einer zweiten Aufstockung des Kapitals der
IDA. Sie bildeten Teil einer ersten Gesprächsrunde zwischen
der IDA-Leitung und den Regierungen der industrialisierten
Mitgliedsländer (sog. Teil I-Länder). Die Gesprächsrunde war
am 8. und 9. Mai 1967 in Paris mit einer multilateralen Kon-
ferenz eingeleitet worden und wird nunmehr durch bilaterale
Gespräche in den Hauptstädten fortgesetzt. Den Gesprächen
liegt ein Vorschlag des Präsidenten der IDA vom Juli 1966
zugrunde, wonach die Teil I-Länder in drei Jahren insgesamt
3 Md. $ aufbringen sollen. Im gegenwärtigen Zeitpunkt ist
ein Ergebnis dieser Besprechungen noch nicht abzusehen.
Die IDA war bei ihrer Gründung im Jahre 1960 mit einem
Anfangskapital von 1 Md. $ ausgestattet worden. Von diesem
Betrag entfielen 793 Mi l l . $ auf frei konvertierbare Währun-
gen, die im wesentlichen von den Teil I-Ländern eingezahlt
wurden. Der Rest wurde von den Entwicklungsländern (sog.
Teil Ii-Länder) in den jeweiligen Landeswährungen aufge-
bracht; er ist für Ausleihungen der IDA nur bedingt ver-
wendbar. Im Jahre 1964 verpflichteten sich die Teil I-Länder,
die frei konvertierbaren Mittel der IDA um 754 M i l l . $ auf-
zustocken. Außerdem hat die IDA aus Weltbankerträgen
200 Mi l l . $ in frei konvertierbaren Währungen erhalten. Die
finanziellen Mittel der IDA sind gegenwärtig bis auf einen
Restbetrag von etwa 100 M i l l . $ durch Zusagen gebunden.
(Siehe auch den Beitrag >Neue Tendenzen der Welthandels-
politik< S. 88 ff. dieses Heftes.)

Deutsche Denkschrift zu den gegenwärtigen Abrüstungs-
verhandlungen in Genf

Die Bundesregierung hat nachfolgende Denkschrift über ihre
Vorstellungen zu einem Vertrag über die Nichtweiterverbrei-
tung von Kernwaffen und über Abrüstung am 7. Apr il 1967
den Mitgliedern der 18-Mächte-Abrüstungskonferenz der Ver-
einten Nationen, dem Generalsekretär der UN, allen UN-
Missionen, dem Vatikan und einigen weiteren Regierungen
zugestellt. Die Denkschrift wurde in Deutschland erst am
19. Mai 1967 veröffentlicht. Sie hat folgenden Wortlaut:

A

Mit allen Völkern teilt das deutsche Volk den Wunsch nach
dauerhaftem Frieden. Es fürchtet die selbstmörderische Wirkung
der modernen Massenvernichtungswaffen und verabscheut jede
Politik der Gewaltanwendung.
Die Bundesrepublik Deutschland hat nicht nur der Anwendung
von Gewalt als einem Mittel ihrer Politik feierlich abgesagt,
sondern bereits am 3. Oktober 1954 auf die Herstellung von
nuklearen, bakteriologischen und chemischen Waffen endgültig
verzichtet und sich entsprechenden Kontrollen unterworfen. Sie
hat damit konkrete Beiträge zur Nichtverbreitung von Kern-
waffen und zur Rüstungsbegrenzung geleistet. Diesem Beispiel
sind bisher ähnliche Schritte anderer Staaten noch nicht gefolgt.
Die Bundesrepublik Deutschland würde es begrüßen, wenn die
durch die Kernwaffen entstehenden Gefahren durch ein weltweit
annehmbares Abkommen vermindert werden könnten.
Die Welt hat in den letzten zwei Jahrzehnten Spannungsperioden
durchleben müssen, in denen Kernwaffen einerseits abschreckend
wirkten, andererseits aber auch einen gefährlichen Einfluß auf
Entstehung und Verlauf von Krisen ausübten.
Die verheerende Wirkung der Kernwaffen verpflichtet die Re-
gierungen der Welt nicht nur, das nukleare Wettrüsten zu be-
enden; das Interesse der Menschheit fordert es, mit nuklearer
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